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ser und über Verlagstätigkeit. Der Präzisierung bedürfen die 
Rechtsvorschriften über die Strafenverwirklichung, wobei es 
vor allem darum geht, eine höhere Effektivität der Erzie­
hung durch Arbeit zu erreichen.

Vorgesehen ist, eine exakte Ordnung für die Vorberei­
tung und Einbringung der Entwürfe von Gesetzgebungsakten 
und für deren Vorlage im Obersten Sowjet der UdSSR bzw. 
im Präsidium des Obersten Sowjets zu schaffen. Das gleiche 
gilt für eine Ordnung über die Einbringung und Behandlung 
von Vorlagen auf Sitzungen des Minister rates der UdSSR.

Große Bedeutung erlangt die Untersuchung der gesell­
schaftlichen Wirksamkeit der geltenden Rechtsvorschriften. 
Um eine unbefriedigende Situation auf diesem oder jenem 
Gebiet des gesellschaftlichen Lebens zu überwinden, ist es 
nicht in jedem Fall erforderlich, neue Rechtsakte zu verab­
schieden. Vielmehr ist zunächst gründlich zu prüfen, ob be­
reits einschlägige Rechtsvorschriften existieren, ob sie den 
neuen gesellschaftlichen Anforderungen entsprechen oder 
nicht, ob es Lücken oder Widersprüche im Rechtssystem gibt. 
Entspricht eine einschlägige Rechtsvorschrift den Bedürfnis­
sen der Praxis, so ist für ihre konsequente Anwendung und 
Durchsetzung zu sorgen; erforderlichenfalls ist sie zu präzisie­
ren und zu konkretisieren.

In der DDR bemühen sich die Justizorgane, ständig die Qua­
lität und die gesellschaftliche Wirksamkeit ihrer Tätigkeit 
und speziell ihrer Entscheidungen zu erhöhen. Welche Er­
fahrungen haben die Gerichte und die anderen Justizorgane 
der UdSSR auf diesem Gebiet gesammelt?

Das Ministerium der Justiz der UdSSR widmet der erziehe- 
risdien Wirksamkeit der Rechtsprechung, insbesondere der 
gerichtlichen Entscheidungen, große Aufmerksamkeit. Her­
vorheben möchte ich die Durchführung von gerichtlichen Ver­
handlungen außerhalb des Gerichtsgebäudes. Damit wird 
eine breitere Öffentlichkeit der Prozesse erreicht, und die 
Autorität der Gerichte wächst.

In der UdSSR wird durchschnittlich jede fünfte Straf­
sache außerhalb des Gerichtsgebäudes in Betrieben, auf Bau­
stellen, in Kolchosen und Sowchosen oder in Klubs in den 
Wohngebieten der Bürger verhandelt. Dafür kommen vor 
allem aktuelle und bedeutsame Straf- und Zivilsachen in 
Betracht. Sie werden vor einem größeren Zuhörerkreis ver­
handelt, für den die jeweilige Sache besondere erzieherische 
Lehren vermittelt. Dadurch wird das Rechtsbewußtsein der 
Anwesenden gefestigt und ihre gesellschaftliche Aktivität 
zur Vorbeugung und Bekämpfung von Straftaten und ande­
ren Rechtsverletzungen gefördert.

An den Strafverhandlungen außerhalb des Gerichts neh­
men unbedingt der Staatsanwalt und ein Rechtsanwalt teil. 
Die Gerichte sollen auch die Arbeitskollektive darauf hin- 
weisen, daß sie das Recht haben, zur Mitwirkung an der Ge­
richtsverhandlung Vertreter der Öffentlichkeit zu benennen. 
Damit für die Werktätigen keine oder nur wenig Arbeits­
zeit verlorengeht, verhandeln die Gerichte diese Sachen zu 
einer Zeit, die mit dem Produktionsprozeß im Betrieb ab­
gestimmt ist. Ist die Sache sehr umfangreich, kann der vor­
bereitende Teil des Verfahrens und die gerichtliche Beweis­
aufnahme im Gerichtsgebäude durchgeführt werden, wäh­
rend außerhalb des Gerichts vor einem großen Zuhörerkreis 
die Plädoyers gehalten werden und das Urteil verkündet 
wird.

Für die Vorbeugung von Straftaten und anderen Rechts­
verletzungen sind auch Gerichtskritiken sehr bedeutsam. 
Damit lenkt das Gericht die Aufmerksamkeit der zuständigen 
staatlichen Organe osier gesellschaftlichen Organisationen 
bzw. ihrer Funktionäre auf Gesetzesverletzungen sowie auf 
Ursachen und Bedingungen, die zur Begehung von Straftaten 
geführt haben. Zugleich fordert das Gericht, entsprechende 
konkrete Maßnahmen zur Vorbeugung zu ergreifen. Die 
Praxis zeigt, daß dreiviertel aller Gerichtskritiken auf die 
Beseitigung von Umständen gerichtet sind, die zur Begehung 
von Rechtsverletzungen beitragen.

Mit der Übergabe der Gerichtskritik ist die Tätigkeit des 
Gerichts nicht beendet. Vielmehr ist zu kontrollieren, daß 
kritisierte Rechtsverletzungen auch tatsächlich beseitigt wer­
den. Wo auf Gerichtskritiken ungenügend reagiert wird, be­
auftragen die Gerichte in zunehmendem Maße die Räte der 
Volksbeisitzer (Schöffenaktivs), an Ort und Stelle darauf hin­
zuwirken, daß die Forderungen der Gerichtskritik erfüllt 
werden.

Erzieherische Wirksamkeit entfalten auch die Staatlichen 
Notariate in unserem Lande. Besondere Aufmerksamkeit 
wird den notariellen Dienstleistungen gegenüber Arbeitern 
und Angestellten in der landwirtschaftlichen Produktion ge­

widmet. Eine wichtige Aufgabe besteht darin, den Funktio­
nären der Exekutivkomitees der Dorf- und Siedlungssowjets 
der Volksdeputierten ständig wirksame Hilfe zu gewähren. 
Die Mitarbeiter der Staatlichen Notariate nehmen auch nota­
rielle Handlungen unmittelbar in den Siedlungsgebieten vor, 
in denen sich kein Notariat befindet.

In den letzten Jahren wandten sich Bürger besonders 
häufig an die Staatlichen Notariate, um Kopien von Doku­
menten beglaubigen zu lassen. Auf Initiative des Ministe­
riums der Justiz der UdSSR wurde in Übereinstimmung mit 
der Herausgabe des Gesetzbuchs der UdSSR vom Präsi­
dium des Obersten Sowjets der UdSSR am 4. August 1983 
ein Erlaß verabschiedet; er betrifft die „Ordnung der Aus­
händigung und Beglaubigung von Kopien von Dokumenten, 
die die Rechte der Bürger berühren, durch Betriebe, Einrich­
tungen und Organisationen“. Nun wurde es für viele Bürger 
nicht mehr erforderlich, sich an die Notariate zu wenden. Die 
Anzahl der notariell beglaubigten Kopien von Dokumenten 
ging allein im letzten Jahr um mehr als eine Million zu­
rück.

Genosse Minister, wir bitten Sie, zum Abschluß noch auf Er­
gebnisse und Aufgaben bei der Rechtserziehung der Bürger 
durch Maßnahmen der Rechtspropaganda einzugehen.

Auf der Grundlage des Beschlusses des Zentralkomitees der 
KPdSU vom 15. September 1970 „Über Maßnahmen zur Ver­
besserung der Rechtserziehung der Werktätigen“ und anderer 
Beschlüsse der Partei zu Fragen der ideologischen Arbeit und 
zur Festigung der Gesetzlichkeit wurde in den letzten Jahren 
viel zur Erhöhung der Rechtskultur der Massen getan. Es 
wurde ein System der Rechtserziehung geschaffen, das die 
sozialen, beruflichen, Bildungs- und andere Besonderheiten 
verschiedener Kategorien der Bevölkerung berücksichtigt. In 
den allgemeinbildenden Schulen, Berufsschulen, Fachschulen 
und Hochschulen, im Rahmen des Partei- und des Komso­
mollehrjahres sowie zur Erhöhung der Qualifikation von Ka­
dern aller Kategorien werden Kenntnisse über die sowjetische 
Gesetzgebung vermittelt. Es gibt 5172 Volksuniversitäten 
für Rechtskenntnisse, in denen etwa 1,5 Millionen Hörer er­
faßt sind. Jährlich werden mehr als 1,5 Millionen Vorträge 
zu Themen des Staates und des Rechts gehalten. Die Anzahl 
juristischer Beiträge in Zeitungen und Zeitschriften, im Fern­
sehen und im Rundfunk stieg beachtlich an; ebenso wurde die 
thematische Zielrichtung verbessert. In der Belorussischen, 
der Aserbaidshanischen, der Turkmenischen und der Estni­
schen SSR sowie in einer Reihe autonomer Republiken und 
Gebiete der RSFSR wurde auf Beschluß der Partei- und So­
wjetorgane der allgemeine Rechtsunterricht für Bürger ein­
geführt.

Das auf dem Gebiet der Rechtserziehung Erreichte beur­
teilen wir kritisch. Wir sind der Auffassung, daß das Niveau 
dieser Tätigkeit heute schon nicht mehr den objektiven An­
forderungen der Entwicklung der Sowjetgesellschaft und den 
Aufgaben zur Umgestaltung aller Seiten ihres Lebens ent­
spricht. Deshalb muß der qualitativ neuen Stufe der Sowjet­
gesellschaft auch eine neue, höhere Rechtskultur der Bürger 
entsprechen. Und genauso stellt unsere Partei die Frage. Die 
Herausbildung und Festigung eines hohen Staatsbewußtseins 
der Bürger, ihre Erziehung zur Achtung der sowjetischen Ge­
setze und der Regeln des sozialistischen Gemeinschaftslebens, 
zur Unversöhnlichkeit gegenüber jeglichen Verletzungen der 
sozialistischen Gesetzlichkeit sowie die Entwicklung der 
Fähigkeit und Bereitschaft, aktiv am Schutze der Rechtsord­
nung mitzuwirken — das gehört zu den wichtigsten program­
matischen Zielen der KPdSU.

Eine der aktuellsten Aufgaben ist der allgemeine Rechts­
unterricht für Bürger. Wenn man keine Kenntnisse über das 
Wesen der Gesetze vermittelt, kann man nicht auf die sach­
kundige Teilnahme der breiten Massen der Werktätigen an 
der Leitung der Angelegenheiten des Staates und der Gesell­
schaft und am Schutz der Rechtsordnung rechnen. Deshalb 
streben wir an, daß zentral wie auf örtlicher Ebene konkrete 
Pläne zur Lösung dieser Aufgabe ausgearbeitet werden. Das 
Ministerium der Justiz der UdSSR orientiert die staatlichen 
Organe und gesellschaftlichen Organisationen auf eine be­
deutende Erweiterung des Netzes der juristischen Wissens­
vermittlung. In Betrieben und Einrichtungen sind Schulen des 
Rechts sowie Fakultäten und Filialen der Volksuniversitäten 
für Rechtskenntnisse zu schaffen. Es sollen mehr Vorträge zu 
Fragen des Staates und des Rechts gehalten werden. Auch in 
der Presse, im Rundfunk und im Fernsehen soll die Rechts­
propaganda, und zwar zur Gesetzgebung wie zur Rechtsan­
wendung, weiter verstärkt werden.
(Übersetzung von Rüdiger P а nt el, Berlin)


